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Agenda 

1. Einleitung / Ausgangspunkt: Warum was wie vergleichen?  

2. Familienpolitik, Ziele und Instrumente 

3. Familienpolitikmodelle 

4. Wandel der Familienpolitik in Frankreich und Groß-

britannien [unterschiedliches Familienpolitikmodell, höhere 

Geburtenrate als Deutschland] 

5. Deutschland - auf dem Weg zur “beschäftigungsfreund-

lichen” Familienpolitik?  

 

 



Kontext für das aktuelle Interesse an Familienpolitik  

• Globaler Wettbewerb, wissensbasierte Ökonomien 

• Neue Risiken: sinkende Kinderzahlen, schrumpfendes 

Reservoir an qualifizierten Arbeitskräften, verstetigte 

Langzeitarbeitslosigkeit, vor allem der Geringerquali-

fizierten und der Alleinerziehenden  

• Gleichzeitig: steigende Zahl älterer, nicht erwerbstätiger, 

gleichwohl zu versorgender Menschen, stetig wachsende 

Gruppe schlecht integrierter Zuwandererkindern  

• Bedarf an neuen Sozialpolitiken  Vergleich 

 Von anderen Ländern, von Ländern mit höherer Mütter-

erwerbsarbeit, Geburtenrate, geringerer Kinderarmut usw., 

lernen? (vgl. z.B. Castles 2003) 



Kontext ff 

 Neue Politiken – Rekalibrierungen … 

– Abschied vom „Maternalismus“ 

– Abschied vom Ernährermodell  

– Hinwendung zu „child-centred social investments“ 

Strategien 

 Fragen an Vergleich: Konvergenz? Annäherung? 

 Frage der Tagung: hin zu mehr „Familienfreundlich-

lichkeit“? 



„Familienpolitik“, Ziele, Instrumente  

• Klassisch: Heinz Lampert, Karin Müller-Heine, Franz Xaver 
Kaufmann 

• Familienpolitik als Institutionen- und / oder Mitgliederpolitik 

• Hauptziele (u.a. nach Art. 6 GG) 

– Hilfe zur besseren Erfüllung der Familienfunktionen [welcher?] 

– Sicherung der Institution Familie und ihrer Autonomie 
(Subsidiarität)  Betonung des Wertes der Familie für 
Gesellschaft   besonderer Schutz [noch aktuell?] 

– Verringerung formaler und materialer Ungleichheit innerhalb 
der Familie („Partnerschaftlichkeit“) 

– Lasten- und Leistungsausgleich (horizontal, vertikal) 
zugunsten von Familien aus Gerechtigkeitsgründen (z.B. 
Startgerechtígkeit; „Nachteilsausgleich“  Kinder als 
kollektives Risiko) 

• Zielkonflikte!!! 

 





F. X. Kaufmann: Formen familienpolitischer Intervention 

1. Rechtliche Intervention  Verbesserung des rechtlichen 

Status der Familienmitglieder 

2.  Ökonomische Intervention  Verbesserung der 

Ausstattung mit Ressourcen 

3. Sozialökologische Intervention  Verbesserung von 

Gelegenheiten, Infrastrukturen, Umwelten 

4. Pädagogische Intervention  Verbesserung der 

Kompetenzen von Eltern und Familien 

 





Länderunterschiede, Varianten der Familienpolitik … 

• Länderunterschiede schon immer, immer noch und 

wieder in Legitimität, Art und Umfang der jeweiligen 

Intervention! Politikziel eher familialisierend oder eher 

individualisierend (Familialismus – Individualismus) 

• Leistungen eher selektiv, kategorial, das heißt: nur für 

bestimmte Gruppen gedacht oder universalistisch (für alle 

Bürger, Familien bzw. alle Kinder) gedacht sind 

(Selektivität – Universalismus) 

• Sorgekulturen 

 Varianten der Familienpolitik 

 



Familienpolitische Leitbilder, Legitimität (nach Kaufmann) 

 

Leitbild Familienpolitik legitim? a) Leistung qua 

b) Erbringer 

F ‚Public child‘: Kinder als 

Bürger der Republik; 

„arbeitende Familie“ 

Ja, explizit, früher 

pronatalistisch und 

familialistisch 

a) Steuer; Beiträge b) 

Staat (+2); Familie; 

Markt (-2), [Staat]   

SWE ‚Public child‘: Kind als 

public good und  koll. 

Risiko; „arbeitende 

Familie“ 

[ja] eher implizit, weil 

bevölkerungs- und 

gleichstellungspolitisch 

begründet 

a) Steuern; (Beiträge);  

b) Staat 

NL Familie /Kind als 

Privatsache‚ „Eltern-

kind´“, außer: Risiko-

kinder 

Nein, subsidiär  a) Tax credits  

b) Familie, Markt, 

Arbeitgeber  

UK Familie/Kind als 

Privatsache, außer: 

Risikokinder (-4) oder 

Vorschulkind (+4) 

Nein, subsidiär, 

traditionell armuts-

politisch motiviert, 

Bedarfsprüfungen! 

a) Tax credits,   

b) Familie, Markt, 

(Staat)  



Varianten der Familienpolitik (Ostner, Leitner) 

Familialisierung qua 

a) Cash, b) Care, c) Recht 

Entfamilialisierung qua 

a) Cash b) Care,  

c) Recht 

 

Negativ 

Implizit 

a) + c) früher: Arbeitsverbote 

ohne finanziellen Ausgleich  

b) fehlende Kinderbetreuung 

[Saraceno: familialism by 

default] 

a) Workfare 

c) SGB II; SGB VIII 

Interventionen in 

Familie(nerziehung)  

 

Positiv 

Explizit 

a) Elterngeld, Betreuungs-

geld 

b) + c) Zeitrechte und deren 

Anerkennung in GRV 

 

a) Erwerbsb. Elterngeld 

b) Ausreichende,hoch-

wertige Betreuungsan-

gebote 



Betreuungskulturen … ideals of care (nach Kremer 2007: 72) 

 

Gendered by 

definition 

Gender-contested Gendered in 

practice 

Informal Full-time mother 

(Jap) 

 

Parental sharing 

NL, GER 

Intergenerational 

BE, UK [IT, ES, 

PT, GR], Jap 

Formal „Surrogate 

mothers“ = ‚family-

like‘ day care, 

nannies, Tages-

mütter) 

BE, UK, F(-2), NL   

Professional 

education and / or 

care 

SWE, F (2+  

Ecoles Mater-

nelles) 

Feminisation of 

profession 

SWE, F … 



aus Claude Martin, ‚Reframing Family Policy in France‘. Journal of European 

Social Policy [JESP] 20 (5), 2010, 412 



Der Französische Fall – 1945-2005 

• I. 1945-65: universalistisch und familialistisch – Befähigung aller 
Familien ihre Kinderzahl zu realisieren durch sehr hohe Geld-
leistungen (entsprachen 50% der gesamten Ausgaben für die 
Sozialversicherung) 

• II: 1965-75: Phase rechtlicher Interventionen zur Gleichstellung von 
Frauen in Ehe und Familie (1969 Aufhebung des Verbots von 
Verhütung und 1975 von Abtreibung) [universalistisch-individualisti-
scher] 

• III: 1975-85: Wiederentdeckung „armer“ Familien, nun insb. Alleiner-
ziehende [noch familialistisch, aber selektiver, mehr bedarfsgeprüfte 
Leistungen und RMI 1988 als Leistung der Familienkassen; 1988: 
60% der Ausgaben der Familienkassen für Familien selektiv und 
bedarfsgeprüft! 1970: 13,5% ] niedrige Familienarmut bis heute!!! 

• IV: 1985 [Mitterand!]-2005: individualistisch (Wahlfreiheit; Individua-
lisierung der Leistungen) und selektiv („maßgeschneidert“), statt 
Ausbau der Krippen (für unter Zweijährige) APE (pauschaliertes 
Betreuungsgeld, bedarfsgeprüft ab 3 Kindern), Elternurlaub plus 
Subventionierung von Bonnes 1991 zur Erhöhung der Frauen-
beschäftigung (im Haushalt und am Arbeitsmarkt)  



aus Claude Martin, ‚Reframing Family Policy in France‘. Journal of European 

Social Policy [JESP] 20 (5), 2010, 412 



aus Mary Daly, ‚Shifts in Family Policy in the UK under New Labour‘. Journal of European 

Social Policy [JESP] 20 (5), 2010, 435. 







Fünf familienpolitische Trends auch in Deutschland 
(Trends nach Daly 2004) 
 

1. Neudefinition der Pflichten der Familie gegenüber den 

Kindern und der Gesellschaft 

2. Stärkere Betonung der Kinderrechte 

3. Norm der Erwerbsarbeit beider Eltern 

4. Entfamilialisierung der Kindheit, Betreuung 

5. Abstraktion vom „Geschlecht“ in der Formulierung der Er-

wartungen an Frauen und Männer  



 Neudefinition der Pflichten der Familie gegenüber 

Kind und Gesellschaft 

  

a. Von der ‚ehelichen‘ zur gleichen elterlichen Verantwor-

tung 

b. Abschied vom ‚Maternalismus‘, hier: Betonung und 

Regulie-rung der väterlichen Sorge (‚care‘, nicht nur 

‚cash‘) 

c. Staatliche Kontrolle und öffentliches Interesse an elter-

licher ‚Performanz‘, Kompetenz – ‚grade A parent-hood‘ 

(Daly) 

 

 



Stärkere Betonung der Kinderrechte 

 

a. Kinder als elternunabhängige individuelle Akteure 

und Zielgruppe von Recht und Politik 

b. Familienpolitik als Sozialpolitik für Kinder – kindzent-

rierte sozialinvestive Politik (‚strategy of asset crea-

tion and protection‘) 

c. Institutionalisierte Kindheit – Kindheit in Institutionen 

– jenseits der Familie  

d. Elterliche Erziehung in Verantwortungsgemeinschaft 

mit öffentlichen Einrichtungen    

 



Förderung der Erwerbsarbeit beider Eltern  

a. Armut als Erwerbsarmut der Familie  

b. Kontinuierliche Vollzeitbeschäftigung, Zwei-Verdiener-

Familie als Anti-Armuts-Strategie 

c. Aktivierung zunächst der Alleinerziehenden (sofern 

Hartz IV) 

d. Deutsche Besonderheit: Knappheit qualifizierter 

Arbeitskräfte 

 

• 1996 EU Directive on Minimum Parental Leave Requirements 

• 2002 Childcare targets, Barcelona Council (33% U3, 90% 3-6) 

Anreize für beschleunigten Ausbau der formellen Kinderbe-

treuung 

 






